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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 07 – Ministerium für Wirtschaft,
Arbeit und Wohnungsbau des Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/19 in seiner 22. Sitzung am 23. November 2017 beraten.

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 8. November 2017 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Dota-
tionen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif -
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 16/3019, soweit sie den Einzel -
plan 07 berührt.

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge
07/1 bis 07/2, 07/4, 07/6 bis 07/34 sowie Entschließungsanträge 07/3 und 07/5
sind diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen).
Der Vorsitzende begrüßt die Vertreter des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit
und Wohnungsbau.

Er erinnert an die Vereinbarung, dass umfangreiche politische Statements der Be-
ratung des jeweiligen Einzelplans im Plenum vorbehalten blieben, und bittet die
Abgeordneten, in ihre Wortbeiträge auch die Anträge einzubeziehen, die aus ihrer
Sicht begründenswert oder diskussionswürdig erschienen. 

Die Berichterstatterin für den Bereich allgemeine Wirtschaftspolitik führt aus, das
Volumen des Einzelplans 07 mache in den Haushaltsjahren 2018/2019 rund 2 %
des Gesamthaushalts aus. Die im Entwurf angegebenen Ausgaben lägen für das
Jahr 2018 bei 972 Millionen € und für das Jahr 2019 bei 906 Millionen €.

Der Einzelplan enthalte sowohl einige durchlaufende Positionen als auch Zu -
führun gen von anderen Ebenen. Die Gesamteinnahmen, die für das Jahr 2018 auf
341 Millionen € veranschlagt seien, fielen im Jahr 2019 geringer aus. Das Ge -
samtvolumen sinke, da verschiedene Vereinbarungen zwischen Bund und Län-
dern, insbesondere im Bereich der Wohnraumförderung, nur noch für das Jahr
2018 gälten, jedoch nicht mehr für das Jahr 2019.

Die neueren Investitionen im Einzelplan 07 bezögen sich im Wesentlichen 
auf die Themenbereiche Technologietransfer, allgemeine Wirtschaftsförderung
– hier insbesondere die Existenzgründungsförderung –, Weiterbildung und
Fach kräfte.

Verschiedene Mittel in Höhe von 71,6 Millionen € zum Thema Digitalisierung, die
aus dem Wirtschaftsministerium bewirtschaftet würden, seien im Einzelplan 12 
– Allgemeine Finanzverwaltung – zu finden. 

In Kapitel 0703 Titelgruppe 77 – Arbeit und Sozialversicherung: Landesarbeits-
marktprogramm – sei die Fortführung des Landesarbeitsmarktprogramms vorge-
sehen. Dieser Posten sei im Vergleich mit dem Haushalt 2017 nicht wesentlich
geändert worden. 

Zur Nettowohngeldentlastung und zur Unfallkasse seien Änderungsanträge mit
größeren Beträgen vorgelegt worden. Bei der Nettowohngeldentlastung gehe es
um Zuweisungen an die Kommunen. Da sich die Verrechnung der Bund-Länder-
Finanzen geändert habe, komme es zu Mehrausgaben. Im Bereich der Unfallver-
sicherung seien gestiegene Fallzahlen zu beobachten. Auch hier handle es sich um
zwangsläufige Mehrausgaben. Falls gewünscht, werde das Ministerium darauf
noch näher eingehen.

In Kapitel 0705 – Baurecht, Städtebau, Landesplanung – sei nach vielen Jahren
erstmals eine – wenn auch maßvolle – Erhöhung der Zuschüsse an die Regio -
nalverbände vorgesehen, was die Umsetzung der Landesplanung in Regionalpla-
nung sicherlich befördere. 

Neu sei der Einstieg in die Förderung der IBA, der Internationalen Bauausstellung
der StadtRegion Stuttgart. Dies werde kooperativ angegangen. Nach dem Haus -
haltsentwurf werde das Land zur Vorbereitung des Prozesses hier mit 0,45 Millio-
nen € einsteigen.

In Kapitel 0707 – Wirtschaftspolitik und Außenwirtschaft – finde sich das Thema
„Neue Impulse in der Gründungsförderung“, das in diesem Haushalt einen 
Sch werpunkt bei den neuen Ausgaben bilde. So sei der Anteil des Landes an



9

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3207

Wagniskapitalfonds in dem vorliegenden Doppelhaushalt auf 20 Millionen € ver-
anschlagt.

Das Kapitel 0710 – Mittelstandsförderung – gehe thematisch teilweise in die 
gleiche Richtung. Dort sei die Landeskampagne „Start-up BW“ angesiedelt.
Außerdem gebe es die bewährten Instrumente Innovationsgutschein und Grün-
dungsberatungsförderung. Das neue Programm „Start-up BW Seed“ sei dagegen
im Ein zelplan 12 verankert.

In Kapitel 0708 – Innovation und Technologietransfer – seien Sonderinvestitio-
nen für die Fraunhofer-Gesellschaften eingeplant. Hier würden Investitionen
getätigt, bei denen das Land mitziehe. Dabei handle es sich um zweimal 5 Millio-
nen € für die Standorte Stuttgart und Freiburg. Bei den Instituten der Innovations -
allianz und der anderen in Titelgruppe 79 – Forschungseinrichtungen für neue
Technologien und für Zwecke der wirtschaftsnahen Forschung einschließlich der
technischen Entwicklung – verankerten Institutionen sei schon seit einigen Jahren
ein Zuwachs von jährlich 3 % entsprechend einer Vereinbarung vorgesehen. 
Hierzu liege auch ein Änderungsantrag vor.

Die Landesinitiative Elektromobilität III sei ebenfalls in Kapitel 0708 zu finden. 

Kapitel 0710 – Mittelstandsförderung – enthalte Klassiker der Wirtschaftsför -
derung. Es seien aber auch neue Schwerpunkte gesetzt worden. Insbesondere im
Bereich der Bildung, in dem es um die Stärkung überbetrieblicher Ausbil-
dungsstätten, um Zuschüsse für Kurse oder um Investitionen gehe, sei es wichtig,
die Ansätze hoch zu halten. Das Modellprojekt zur Neugestaltung des Übergangs
von der Schule in den Beruf sei ein weiterer wichtiger Aspekt, der in Titelgruppe 75
– Berufliche Ausbildung – zu finden sei. 

Titelgruppe 71 – Grundsatzfragen Mittelstand und Handwerk – greife u. a. das
Thema „Handwerk 2025“ auf, das zum ersten Mal im Haushalt 2017 berück-
sichtigt worden sei. Der Prozess sei weit fortgeschritten. Es gehe nun um die Um-
setzung von Maßnahmen.

In den von ihr vorzustellenden Kapiteln seien wesentliche Themen der Wirt -
schaftspolitik, der Wirtschaftsförderung und der Arbeitsmarktpolitik mit Haus -
halts ansätzen unterlegt. Sie freue sich auf die Beratung.

Die Berichterstatterin für die Bereiche Wohnungswesen, Wohngeld, Städtebau,
Denkmalpflege trägt vor, der vorliegende Entwurf enthalte für die Bereiche
Wohnraumförderung, Wohngeld, Denkmalpflege und Städtebau im Wesentlichen
folgende Festlegungen: 

Das Landeswohnraumförderungsprogramm 2018 und auch dasjenige von 2019
umfassten, wie bereits im Jahr 2017, ein Programmvolumen von 250 Millionen €.
Hierbei liege der Schwerpunkt mit 180,7 Millionen € in der Mietwohnraum-
förderung. Daneben sollten 62,3 Millionen € für die Eigentumsförderung, 
6,5 Millionen € für die Modernisierungsförderung für Wohnungseigentümerge-
meinschaften und 0,5 Millionen € für die Förderung des Erwerbs von Genossen-
schaftsanteilen eingesetzt werden. Dies sei analog zu der Summe, die auch 2017
etatisiert worden sei. Diese Summen würden auch in dieser Verteilung nachge-
fragt.

Das Programmvolumen setze sich jeweils zusammen aus freien Kassenmitteln in
Höhe von 75,5 Millionen €, dem direkten Bankbeitrag der L-Bank in Höhe von
19,5 Millionen € und Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 155 Millionen €.

An Zuschüssen des Bundes seien für 2018 117,8 Millionen € und für 2019
83 Millionen € eingeplant. Zu den Bundesmitteln für 2018 kämen noch 30 Millio-
nen € für das Förderprogramm „Wohnraum für Flüchtlinge“, die der Abfi-
nanzierung der restlichen Förderverpflichtung des Programms von 2016 dienten.
Diese Mittel stünden 2019 nicht mehr zur Verfügung, ebenso wenig wie 34,8 Mil-
lionen € an Sonderzuweisungen des Bundes für die Integration von Geflüchteten,
sodass die Bundesmittel für 2019, wie bereits erwähnt, nur noch 83 Millionen €
betrügen. Insgesamt fielen also Bundesmittel in Höhe von 64,8 Millionen € weg.

Zu begrüßen sei, dass mit 0,5 bzw. 0,6 Millionen € die Erstellung qualifizierter
Mietspiegel gefördert und ein landesweit einheitliches EDV-Verfahren zur
Überwachung der Belegungsbindungen in der Wohnraumförderung aufgebaut
und betrieben werden solle.
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Die Veranschlagung für das Wohngeld, das jeweils zur Hälfte von Bund und
Land zu finanzieren sei, betrage 148 Millionen € pro Jahr. 2017 seien es noch 
154 Millionen € gewesen, aber aufgrund der erfreulichen Konjunktur scheine der
Planansatz mit 148 Millionen € auskömmlich zu sein. 

Die ganz überwiegend aus Wettmitteln finanzierte Denkmalpflege liege mit
einem jährlichen Volumen von 27,8 Millionen € auf Vorjahresniveau. Das Land
habe immerhin mehr als 90 000 Bau- und Kulturdenkmale und 60 000 archäolo-
gische Denkmale zu unterhalten.

In diesem Zusammenhang sei auch der Stellenplan für Kapitel 0712 – Städte-
bauliche Erneuerung und Denkmalpflege – zu erwähnen. Wie im Vorjahr würden
in der Denkmalpflege 145 Stellen aus Wettmitteln finanziert. Da bei den Wettmit-
teln kein Aufwuchs für Personalkostensteigerungen vorgesehen sei, würden Tarif -
erhöhungen unter Umständen auch zulasten der Sachmittel gehen.

Das Programmvolumen in der Städtebauförderung betrage jeweils 241 Millionen €.
Es liege deutlich über dem Vorjahresniveau von 205 Millionen €. Dies sei auf ein
Anwachsen der Bundesmittel von 70 auf 101 Millionen € zurückzuführen.

Auch der Bewilligungsrahmen aus dem Kommunalen Investitionsfonds des Lan-
des steige von 135 auf 140 Millionen €. Mit diesen Mitteln könnten 403 Maßnah-
men gefördert werden, die in allen Landesteilen Stadterneuerung und Sanierungen
ermöglichten.

Insgesamt sei für die Kapitel 0711 und 0712 positiv festzuhalten, dass die Förder-
programme für wohnungs- und städtebauliche Investitionsmaßnahmen sowie für
Denkmalpflege trotz teilweise zurückgehender Bundesmittel weiterhin auf hohem
Niveau, teilweise sogar auf gesteigertem Niveau fortgesetzt werden könnten.

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 16/3019,
soweit diese den Einzelplan 07 betrifft, ohne Widerspruch Kennt-
nis. 

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort, von den produktorien-
tierten Infor mationen sowie der grafischen Übersicht der Fach-
bzw. Servicebereiche ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 0701

Ministerium

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD teilt mit, die AfD-Fraktion ziehe den Än-
derungsantrag 07/14 zurück.

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 07/2, 07/15 und 07/1 mit zur Beratung
auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP bringt vor, die Änderungsanträge
07/2 und 07/1 trügen dem Eindruck ihrer Fraktion Rechnung, dass im Wirt -
schaftsministerium auch mit etwas weniger Personal die Leistungen erbracht wer-
den könnten, nachdem dort im letzten Jahr ein Stellenaufbau zu verzeichnen
gewesen sei.

Vor diesem Hintergrund beantrage ihre Fraktion mit dem Änderungsantrag 07/2
die Streichung von vier Stellen, und zwar eines Leitenden Ministerialrats der
Besoldungsgruppe B 3, eines Ministerialrats der Besoldungsgruppe B 3 und von
zwei Ministerialräten der Besoldungsgruppe A 16. Ebenso sei ihre Fraktion der
Meinung, dass für den Zuwachs der Bezüge und Nebenleistungen der Beamtinnen
und Beamten ein kleinerer Betrag anzusetzen sei. 

Der Änderungsantrag 07/1 beziehe sich ausschließlich auf eine Umschichtung der
Aufgabenstellung „Strategiedialog Automobilwirtschaft“ vom Staatsministerium
ins Wirtschaftsministerium. Ihre Fraktion sehe hierfür die originäre Zuständigkeit
beim Wirtschaftsministerium.

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD äußert, in einer Plenarsitzung des Land-
tags von Baden-Württemberg sei darüber gesprochen worden, dass Bauingenieure
und Elektrotechniker dringend gesucht würden und daher die einmal herabge -



11

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3207

setzte Eingangsbesoldung wieder angehoben worden sei. Nach Auffassung der
AfD-Fraktion werde dies nicht ausreichen, um auf dem Arbeitsmarkt, auf dem im
Moment eher Arbeitskräftemangel herrsche, Bauingenieure und Elektrotechniker
zu finden.

Die AfD-Fraktion schlage daher vor, durch Vorwegnahme des Stufenanstiegs ein
höheres Einstiegsgehalt zu gewähren, wobei sich das Gehalt später wieder an -
gleiche, sodass es insgesamt letztlich nicht zu einer Erhöhung komme.

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau erläutert, für die Stellen,
die mit dem Änderungsantrag 07/2 gestrichen werden sollten, bestehe durchaus
Bedarf. Mit der Koordination im Rahmen der Donauraumstrategie habe Baden-
Württemberg beispielsweise auch eine neue Aufgabe übernommen. Im Bereich
des Städtebaus sei eine k.w.-Stelle umgewandelt worden. Im Bereich des Woh-
nungswesens wiederum gehe es um eine Stelle im Rahmen der Wohnraum-Al-
lianz. In dieser Hinsicht stehe Baden-Württemberg vor vielen Aufgaben. Hier
habe es auch noch keinen Stellenaufwuchs gegeben und bedürfe es dringend Ka-
pazitäten. Der Bedarf sei also groß und belegbar.

Was den Ansatz für die Bezüge und Nebenleistungen der Beamtinnen und Be -
amten sowie Richterinnen und Richter betreffe, der mit dem Änderungsantrag
07/2 verringert werden solle, so gehe es hier um die Umwandlung von Angestell-
ten- in Beamtenstellen. Im Hinblick auf die Gewinnung von Fachkräften sei es
wichtig, dass das Land auf dem Arbeitsmarkt ein attraktiver Arbeitgeber sei.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen ergänzt, was die Bezahlung von
Bauingenieurinnen und Bauingenieuren sowie Elektrotechnikerinnen und Elek-
trotechnikern betreffe, so erlaube es der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst
der Länder in Absatz 5 Satz 1 schon bisher, neu eingestellten Beschäftigten ab -
weichend von den tarifvertraglichen Einstufungen ein bis zu zwei Stufen höheres
Entgelt ganz oder teilweise vorweg zu gewähren, wenn es notwendig sei, um
qualifizierte Fachkräfte zu gewinnen.

Überdies beschäftige sich derzeit eine Arbeitsgruppe mit der Überarbeitung der
Entgeltverordnung. Im Zuge dieser Arbeiten könne es zu gegebener Zeit Ver -
besserungen geben. Im Übrigen betreffe das Thema nicht nur das Wirtschafts -
ministerium und den Einzelplan 07, sondern insgesamt den öffentlichen Dienst
als Arbeitgeber. Die weitere Entwicklung werde in den Blick genommen. Dies sei
ein gemeinsames Anliegen.

Die Änderungsanträge 07/2, 07/15 und 07/1 werden jeweils mehr -
heitlich abge lehnt.

Kapitel 0701 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0702

Allgemeine Bewilligungen

Dem Änderungsantrag 07/22 wird mehrheitlich zugestimmt.

Der Änderungsantrag 07/16 verfällt mehrheitlich der Ablehnung.

Dem Änderungsantrag 07/23 stimmt der Ausschuss mehrheitlich
zu.

Kapitel 0702 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Kapitel 0703

Arbeit und Sozialversicherung

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 07/24, 07/25 und 07/17 mit zur Be-
ratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP bittet um Erläuterung des Än-
derungsantrags 07/24. Sie bemerkt, der Änderungsantrag sei in seiner Struktur
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recht komplex. Sie habe sich gewundert, dass dieser hohe Betrag nicht schon im
originären Haushalt enthalten sei.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bringt vor, im Änderungsantrag 07/25
gehe es um eine signifikante Erhöhung der Aufwendungen des Landes für die
gesetzliche Unfallversicherung, die, wie er herausgelesen habe, unabwendbar
bzw. zwingend sei.

Ihn interessiere, weshalb dies über die Mehrheitsfraktionen als Änderungsantrag
eingebracht werde und sich nicht bereits im Haushaltsentwurf des Wirtschafts -
ministeriums wiederfinde.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE äußert, wie sie in ihrem Vortrag als
Berichterstatterin – formal beziehe sich dieser eigentlich nur auf den Entwurf und
nicht auf Anträge – schon ausgeführt habe, handle es sich in beiden Fällen um
zwangsläufige Mehrausgaben, die beim Änderungsantrag 07/24 auf eine Ände -
rung der Bund-Länder-Finanzen und beim Änderungsantrag 07/25 auf eine Er-
höhung der Fallzahlen zurückzuführen seien.

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau verweist auf die Begrün-
dung zum Änderungsantrag 07/24, in der der komplizierte Sachverhalt en détail
erklärt werde, und macht deutlich, es gehe um Bundesgelder – den Anteil des
Bundes am Wohngeld –, die das Land weitergebe. Infolge der Reform der Fi-
nanzierungsströme hätten sich die Bund-Länder-Zuweisungen verändert. Es gehe
nicht um eine Mehrbelastung für das Land. Das Land gebe die Position lediglich
weiter. Der konkrete Bedarf habe erst ermittelt werden müssen und so nicht mehr
rechtzeitig für den Haushalt angemeldet werden können. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt, ob dies auch für den Änderungs -
antrag 07/25 gelte.

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau antwortet, für die ge -
setzliche Unfallversicherung seien ihrem Haus erhöhte Bedarfe vorgelegt worden.
Diese habe ihr Haus intern prüfen müssen. Das Ergebnis habe nicht rechtzeitig
vorgelegen, um die Bedarfe noch anmelden zu können. 

Hier gehe es ebenfalls um eine Verpflichtung, der das Land nachzukommen habe.
Die Fallzahlen seien nicht zuletzt aufgrund des demografischen Wandels ge -
stiegen. Bei der Unfallversicherung habe es über Jahre eine Unterfinanzierung
gegeben. Diese sei durch Betriebsmittelentnahmen kompensiert worden. Diese
Betriebsmittel seien jetzt aufgebraucht.

Bei diesen Beträgen habe es einer internen Prüfung bedurft. Die Zahlen hätten
erst zu einem Zeitpunkt vorgelegen, zu dem es nur noch möglich gewesen sei, sie
auf dem gewählten Weg in den Haushalt einzuspeisen. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD bringt zum Ausdruck, ihre Fraktion be -
antrage eine Kürzung der Ansätze des Titels 633 77 – Zuweisungen für laufende
Zwecke an Gemeinden und Gemeindeverbände – um jeweils 600 000 €. Diese
Kürzung beziehe sich allein auf die Aufgaben der Arbeitslosenberatungszentren,
die nach dem Dafürhalten ihrer Fraktion bereits durch Jobcenter, Sozialverband,
Caritas usw. abgedeckt würden. Aus Sicht der AfD-Fraktion finde hier eine Dop-
pelfinanzierung statt. 

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau erklärt, es bestehe 
durchaus ein konkreter Bedarf, der auch evaluiert worden sei. Es gehe um Men-
schen, die über die Jobcenter keinen Zugang fänden, die aber über das Angebot
der Arbeitslosenberatungszentren erreicht würden. Dies funktioniere sehr gut. Bei
der Neuausschreibung sei jetzt auch eine Kooperation zwischen Jobcenter und
Arbeitslosenberatungszentren mit eingebracht worden. Es gehe hier um eine er -
gänzende Maßnahme, die in der Realität – davon habe sie sich vor Ort überzeugt –
sehr gut funktioniere. So würden Langzeitarbeitslose erreicht, die sonst verloren
gingen. Dies sei eine sehr sinnvolle Maßnahme.

Den Änderungsanträgen 07/24 und 07/25 wird jeweils einstimmig
zugestimmt.

Der Änderungsantrag 07/17 wird mehrheitlich abgelehnt.
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Kapitel 0703 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
nehmigt.

Kapitel 0705

Baurecht, Städtebau und Landesplanung

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 07/26 und den Entschließungsantrag
07/3 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP äußert, im Zuge der Entwicklung
der Städte und Gemeinden und vor dem Hintergrund der Wohnraumbeschaffung
falle auf, dass es zunehmend Gebäude gebe, die offensichtlich nicht mehr saniert
würden. Ihres Erachtens sollte darüber nachgedacht werden, was staatlicherseits
unternommen werden könne, um solche Problemimmobilien in Städten und Ge -
meinden wieder der Nutzung zuzuführen und eine Verwahrlosung der Innenstädte
zu verhindern.

Als erster Schritt sollte ein zukunftsfähiges und tragfähiges Konzept erarbeitet
werden, um die Ursachen solcher Entwicklungen in Erfahrung zu bringen. In
einem weiteren Schritt gehe es dann darum, dass sich der Staat dort, wo es ge -
boten sei, engagiere. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU legt dar, das Problem sei erkannt und
werde auch vonseiten der Regierungsfraktionen gewürdigt. 

Der Vorschlag der FDP/DVP-Fraktion würde aber bedeuten, dass Ministeri-
umsmitarbeiter diese neue Kommission quasi betreuen und beraten müssten. Es
solle aber keine neue Bürokratie aufgebaut werden. Ohnedies fordere die FDP/
DVP-Fraktion in einem anderen Änderungsantrag, im Wirtschaftsministerium
Personal abzubauen.

Daher schlage er vor, dieses Thema in einer der nächsten Sitzungen der Wohn-
raum-Allianz, die für solche Themen eingerichtet worden sei und die sehr erfolg -
reich arbeite, aufzugreifen. In der Wohnraum-Allianz seien die Städte und
Gemeinden sowie die Immobilienbesitzer mit am Tisch. Seines Erachtens sei dies
ein geeigneter Rahmen, um effizient über dieses Thema zu diskutieren. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD gibt zu bedenken, die Begründung zum
Änderungsantrag 07/26 lese sich zunächst einmal gefällig. Doch wisse jeder, der
in der Kommunalpolitik tätig sei, dass ein Bewusstsein für die Themen „Innen vor
außen“ und „Reduzierung des Flächenverbrauchs in der Mitte“ durchaus vor -
handen sei. Dieses Thema sei riesig. Es gehe beispielsweise um die Frage, wie
möglichst viele innerörtliche Freiflächen erhalten werden könnten. Den meisten
Kommunen stehe aber mit Firmen – beispielsweise STEG, LBBW Immobilien –
und anderen Partnern genügend Kompetenz zur Verfügung. Sie hätten eigentlich
kein Erkenntnis-, sondern eher ein Umsetzungsdefizit. Was mit den Mitteln in
Höhe von jeweils 125 000 € im Doppelhaushalt 2018/2019 noch zusätzlich er -
reicht werden solle, sei ihm daher schleierhaft. 

Er wisse nicht, wofür die Mittel genau eingesetzt werden sollten. Möglicherweise
gehe es darum, eine Agentur zu verpflichten, eine Kampagne durchzuführen, um
Gemeinderäte zu beraten, die wiederum nur darauf warteten, beraten zu werden.
Er könne sich vorstellen, dass der Antragsteller eine Idee habe, frage aber einmal
das Ministerium.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE erläutert, bei der Arbeit in der Fläche
werde tatsächlich Informationsbedarf bei kommunal Tätigen – bei den Bürger-
meisterinnen und Bürgermeistern, aber auch bei den Gemeinderätinnen und
Gemeinderäten – festgestellt. Da seien durchaus noch Defizite vorhanden. Ihnen
sei das Thema „Innen vor außen“ selbstverständlich bekannt. Doch gehe es auch
darum, anhand von Best-Practice-Beispielen – manche Kommunen gingen schon
sehr innovativ voran – eine bessere Vernetzung zu erreichen und das Thema
Flächen weiter und intensiver zu streuen.

In der Tat sei in diesem Bereich schon einiges getan worden. Es werde aber auch
immer wieder festgestellt, dass vieles – beispielsweise zu den vorhandenen Pro-
grammen – doch noch nicht bekannt sei. Das Thema Flächen müsse noch stärker
in den Mittelpunkt gerückt werden, um die diesbezüglichen Ziele zu erreichen.
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Der Abgeordnete der Fraktion der SPD entgegnet, mit insgesamt 250 000 € – dies
seien in den zwei Jahren bestenfalls vier Personenjahre – würden die 1 000 Kom-
munen in Baden-Württemberg nicht wesentlich vorankommen. Er erkenne den
Sinn des Änderungsantrags 07/26 nicht. Es könne nicht immer nur darum gehen,
noch mehr zu sensibilisieren.

Ganz generell werde der Finanzausschuss seines Erachtens in den nächsten Jahren
quer durch alle Ressorts schauen müssen, wo mediäre Personen eingeschaltet
seien, die nicht mit der Hand am Arm arbeiteten, sondern nur noch berieten, wo
Change Agents alles Mögliche machten, aber nicht in der Lage seien, in der Sache
wirklich etwas abzuarbeiten. Irgendwann müsse diese Entwicklung auch einmal
gestoppt werden. Er erkenne nicht, was an dieser Stelle weiterführen solle. Er
habe aber eigentlich auch das Ministerium gefragt.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD bittet um Auskunft, inwieweit
sich die Unterstützung für die IBA Heidelberg – dies sei auch Thema in der
Fragestunde der 43. Plenarsitzung des Landtags gewesen – im Haushalt wieder -
finde bzw. wie die Bauausstellung unterstützt werden solle. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD bekräftigt, auch er erkenne den Nutzen
bzw. den Mehrwert beim Änderungsantrag 07/26 nicht. Es gebe bereits genügend
Gremien, in denen sich Gemeinden und Städte austauschen und Benchmarks her-
stellen könnten. 

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau schließt sich den Aus-
führungen des Abgeordneten der Fraktion der CDU zum Änderungsantrag 07/3
an und weist darauf hin, auf den Einwand der FDP/DVP, es gebe beim Wirt -
schaftsministerium keinen Aufgabenzuwachs, habe sie dargelegt, dass insbeson-
dere im Bereich der Wohnraum-Allianz zusätzliches Personal benötigt werde.
Nun werde ein Antrag eingebracht, über den eine zusätzliche Instanz, eine Kom-
mission, die nicht ohne entsprechende Betreuung vonseiten des Ministeriums
laufe, eingeführt werden solle.

Ihr Haus habe das Thema Problemimmobilien durchaus im Blick. Das Städte-
bauförderprogramm ziele genau auf solche Themen ab. Dazu stehe ihr Haus in
engem Austausch mit den Kommunen. Es passiere sehr viel. So solle jetzt auch
eine k.w.-Stelle in eine feste Stelle umgewandelt werden. In diesem Bereich
bestehe großer Bedarf und flössen auch viele Mittel. Das Städtebauförderpro-
gramm sei ein erfolgreiches Programm, das von den Kommunen sehr geschätzt
werde.

Zur Sensibilisierungskampagne führt sie aus, hinsichtlich wirksamer Methoden
für die Reduzierung des Flächenverbrauchs durch Innenentwicklung sollten Best-
Practice-Beispiele bekannt gemacht und damit den Kommunen Maßnahmen und
Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt werden, um im Bereich der Innenentwick-
lung noch schneller voranzuschreiten. 

Für die IBA Stuttgart werde das Wirtschaftsministerium jetzt eine Grundför -
derung zur Verfügung stellen. Das Wirtschaftsministerium sei hier Koopera-
tionspartner. Bei der IBA Heidelberg sei dies das Wissenschaftsministerium. Das
Wissenschaftsministerium arbeite hier über Projektförderung. Dies sei ein anderer
Ansatz, den sie nicht zu vertreten habe. Ihr Haus habe einen eigenen Weg ge -
wählt.

Die Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP stellt klar, ihre Fraktion habe nicht
den gesamten Stellenaufbau im Wirtschaftsministerium abgelehnt, sondern ledig -
lich den Aufbau von insgesamt vier Stellen.

Sie fährt fort, es bedürfe sicherlich auch Stellen für die Begleitung der Sensibili -
sierungskampagne. Diese Stellen wären ihres Erachtens besser bei dem von ihrer
Fraktion vorgebrachten Thema Problemimmobilien aufgehoben, damit es dort 
vorangehe. Wie bereits vorgebracht worden sei, existierten im Land viele Einrich-
tungen, die die Gemeinderäte usw. berieten. Es gebe auch Regionalversammlun-
gen, die Grundsätze definierten. Insofern sollten ihres Erachtens für die Sensibili -
sierungskampagne im Moment keine zusätzlichen Mittel bereitgestellt und auch
keine Kapazitäten aus dem Wirtschaftsministerium gebunden werden. 

Dem Änderungsantrag 07/26 wird mehrheitlich zugestimmt.
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Kapitel 0705 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
nehmigt.

Der Entschließungsantrag 07/3 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0707

Wirtschaftspolitik und Außenwirtschaft

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 07/18, 07/4 und 07/27 mit zur Be-
ratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD teilt mit, ihre Fraktion wolle den Zu -
schuss an die International School Stuttgart komplett streichen, weil durch diesen
Zuschuss die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Baden-Württemberg nicht
sonderlich gesteigert werde. Die Menschen, die beispielsweise aus den USA nach
Baden-Württemberg kämen, seien es gewohnt, Schulgeld zu bezahlen. Umge -
rechnet gehe es hier um 100 € pro Kind. Die Beträge, die im Ausland für Schul-
geld bezahlt würden, seien deutlich höher. Zudem würden die Kosten oftmals von
den Unternehmen übernommen. Sie sehe hier keine staatliche Aufgabe.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP legt dar, beim Änderungsantrag
07/27 gehe es – wie schon im Zusammenhang mit dem Automobilfonds – wieder
um eine grundsätzliche Betrachtung. Seines Erachtens werde hier im Wirtschafts -
ministerium etwas untergebracht, was eigentlich ins Staatsministerium gehöre.
Seine Fraktion kritisiere die Zersplitterung auf verschiedene Ressorts vehement.
Dies mache das Ganze äußerst unübersichtlich. Es entstehe auch der Eindruck,
dass hier der eine oder andere bedient werden solle. Er denke nicht, dass es die
Schlagkraft erhöhe, wenn die Ansätze auf verschiedene Ministerien verteilt wür-
den. Seine Fraktion lehne daher diesen Änderungsantrag ab.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU entgegnet, beim Änderungsantrag 07/27
gehe es um Maßnahmen einer Afrika-Strategie, also um Wirtschaftspolitik. Dele-
gationsreisen, die Förderung des wirtschaftlichen Aufbaus in Afrika, das Erstellen
eines Masterplans und dergleichen seien Maßnahmen, die im Wirtschaftsminis-
terium anzusiedeln seien. Es gehe nicht um Entwicklungshilfe, sondern – lang -
fristig gedacht – um die Beseitigung von Fluchtursachen, indem in Afrika ein
wirtschaftlicher Aufbau erfolge. Es handle sich um einen ersten Ansatz, um zwei
Jahre lang einen Masterplan zu erarbeiten und Unternehmen die Möglichkeiten,
die in Afrika bestünden, aufzuzeigen. Dies gehöre ins Wirtschaftsministerium.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD schließt sich den Ausführungen seines
Vorredners an und ergänzt, am gestrigen Tag seien im Rahmen der Haushalts -
beratungen – zumindest vorbereitend für das Plenum – 900 000 € für die Entwick-
lungszusammenarbeit bereitgestellt worden.

Aus seiner Sicht sollte die Afrika-Strategie nicht isoliert gesehen werden.
Vielmehr füge sie sich ein in eine gesamte Afrika-Strategie des Landes, die sich
ihrerseits wiederum in die Afrika-Strategie der EU einfüge.

Neben der Erschließung von Märkten gehe es auch um die Erschließung von Ka-
pazitäten. Afrika werde nicht allein durch den Agrarhandel gewinnen, sondern
müsse industrielle Kapazitäten etc. aufbauen.

Wenn dies die Intention der Förderung sei, halte er sie für richtig. Sie müsse dann
aber auch entsprechend eingebettet werden. Zwischen den beteiligten Häusern in
Baden-Württemberg bedürfe es einer Gesprächsebene, damit sich alles ineinan-
derfüge.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE äußert, ihre Fraktion lehne den Ände -
rungsantrag 07/4 ab, der noch nicht begründet sei, was aber auch nicht sein
müsse. 

Ein eigenes Gutscheinmodell zur gesellschaftsrechtlichen Brexit-Beratung er-
scheine ihrer Fraktion umständlich und unnötig. Es bestünden schon verschiedene
Beratungsgutscheinmodelle, einerseits mit Landesförderung und andererseits mit
Bundesförderung. Für Bestandsunternehmen gebe es die seit Langem verabredete
Aufteilung mit dem Bund, die auch eine Zertifizierung von Institutionen vorsehe.
In einigen Bereichen könnten Beratungsgutscheine über den Bund und in anderen
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Bereichen über das Land eingelöst werden. Dies müsse nicht durch eine weitere
Beratungsgutscheinschiene für das Thema Brexit ergänzt werden. Dies führte nur
zu einem Durcheinander. Ihres Erachtens könne das Thema Brexit im Rahmen
der Unternehmensberatung in diesem geförderten Bereich sowie auch von Kam-
mern und anderen Institutionen ganz normal behandelt werden.

Eine Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP legt dar, es gehe ihrer Fraktion
nicht darum, eine eigene Linie für die Verteilung von Gutscheinen aufzuziehen.
Dies wäre bei dem relativ überschaubaren Betrag kontraproduktiv. Vielmehr gehe
es darum, einen Impuls zu setzen, sich einmal über die Situation der oftmals
kleinen und mittleren Unternehmen, die in den britischen Rechtsformen Limited
oder Public Limited Company firmierten, weil dies seinerzeit schnell und unkom-
pliziert möglich gewesen sei, Gedanken zu machen und von staatlicher Seite ein
Signal zu geben.

Pro Fall gehe es um einen relativ kleinen Betrag. Es wäre zu begrüßen, wenn dies
in einer der anderen Förderlinien untergebracht würde. Eine extra Struktur müsse
dafür sicherlich nicht aufgebaut werden. Dies entspräche nicht der Zielsetzung
ihrer Fraktion.

Die Änderungsanträge 07/18 und 07/4 werden jeweils mehrheitlich
abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 07/27 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0707 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
nehmigt.

Kapitel 0708

Innovation und Technologietransfer

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 07/19, 07/28 und 07/29 mit zur Be-
ratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD zeigt auf, in der letzten Plenarsitzung
habe sie sich bereits klar dazu positioniert, dass Frauen gleichberechtigt seien und
keiner zusätzlichen Förderung bedürften. Eine Quote wäre kontraproduktiv. 

Das Problem der nicht vorhandenen Lohngerechtigkeit könne anders gelöst wer-
den. Dies habe überhaupt nichts damit zu tun, dass Frauen gefördert werden
müssten. Vielmehr seien in den Pflegeberufen usw. ganz andere Maßnahmen zu
ergreifen.

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau erläutert, hier gehe es
nicht um Lohngerechtigkeit oder Quoten, sondern um die Erschließung des
Fachkräftepotenzials von Frauen. Diesbezüglich bestehe Erschließungsbedarf,
wie auch die vorliegenden Zahlen deutlich belegten. Es gebe Ansätze und würden
Bemühungen unternommen, um Frauen auf dem Weg zurück in den Beruf Pers -
pektiven aufzuzeigen. Diese Förderprogramme funktionierten sehr erfolgreich
und würden gut angenommen. Es wäre fatal und das völlig falsche Signal, so et-
was nicht fortzuführen.

Die Abgeordnete der Fraktion der AfD merkt an, ihres Erachtens brauchten
Frauen dabei keine Unterstützung. Frauen, die zurück in den Beruf wollten, hätten
im Moment genügend Möglichkeiten. Was die Förderung von Frauen in Richtung
MINT-Berufe anbelange, sollte ihres Erachtens einfach akzeptiert werden, dass
Frauen nun einmal anders als Männer seien.

Der Änderungsantrag 07/19 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 07/28 wird einstimmig bei einer Enthaltung
zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 07/29 stimmt der Ausschuss einstimmig zu.

Kapitel 0708 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
nehmigt. 
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Kapitel 0710

Mittelstandsförderung

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 07/30, 07/31, 07/8, 07/9, 07/21,
07/32, 07/20, 07/33 und den Entschließungsantrag 07/5 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD legt dar, die Antwort der Landesre -
gierung auf die Große Anfrage der SPD-Fraktion – Förderung der beruflichen
Weiterbildung in Baden-Württemberg –, Drucksache 16/2359, habe deutlich ge -
macht, wie schwierig es für Geringqualifizierte, die in einem festen Arbeitsver-
hältnis stünden, sei, sich weiterzubilden. Auf dem Arbeitsmarkt gebe es eine
Qualifikationsschere. Je besser die Menschen ausgebildet seien, desto stärker kä-
men sie auch in den Genuss einer angemessenen Weiterbildung.

Daher fordere seine Fraktion mit dem Änderungsantrag 07/8 Zuschüsse für ein
eigenes Landesförderprogramm „Aussichtsreich BW!“ zur Weiterbildung Ge -
ringqualifizierter. Für die beiden kommenden Haushaltsjahre sollten jeweils 
2 Millionen € angesetzt werden. Das Programm sei insbesondere vor dem Hinter-
grund wichtig, dass das Land im Rahmen der Digitalisierung beispielsweise im
Automobilbereich vor weitreichenden Transformationsprozessen stehe.

Mit dem Änderungsantrag 07/9 würden, wie schon bei der letzten Haushalts -
beratung, Zuschüsse für die Einrichtung eines Weiterbildungsfonds gefordert. Die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in kleinen und mittleren Unternehmen in
Baden-Württemberg sollten in die Lage versetzt werden, sich weiterzubilden, um
die Herausforderung der Digitalisierung zu meistern. Dies sei eine Art Förderpro-
gramm für kleine und mittlere Unternehmen, die oftmals nicht über die Res -
sourcen verfügten, um eigene Weiterbildungsprogramme aufzulegen, bzw. die die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zur Weiterbildung nicht aus den Produk-
tionsprozessen herausnehmen könnten. 

Seine Fraktion habe hierfür 20 Millionen € angesetzt, die zunächst einmal für aus-
reichend erachtet würden. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD betont, vor dem Hintergrund des Fach -
kräftemangels beantrage ihre Fraktion, die Ausbildung zum Meister finanziell mit
dem Hochschulstudium gleichzustellen. Die Meister müssten das erhaltene BAföG
zum Teil zurückzahlen, auch wenn sie die Abschlussprüfung erfolgreich be-
standen hätten. Die nicht abgedeckten Lehrgangs- und Prüfungsgebühren sollten
nach Ansicht der AfD-Fraktion vom Land übernommen werden.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU weist darauf hin, den im Änderungs -
antrag 07/8 geforderten Fonds gebe es mit dem Europäischen Sozialfonds
eigentlich schon. Dieser sehe eine Fachkursförderung vor und bilde die Themen,
die die SPD-Fraktion bearbeiten wolle, bereits ab.

Hinsichtlich des Änderungsantrags 07/9 fragt er, ob die SPD-Fraktion hier ein
Volumen von 20 Millionen € oder von 20 Milliarden € ansetze. Er merkt an, wenn
20 Milliarden € gemeint seien, müsste eine entsprechende Gegenfinanzierung
noch vorgelegt werden.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD wirft ein, es würden auch 20 Millionen €
reichen.

Der Abgeordnete der Fraktion der CDU fährt fort, dem Anliegen des Ent -
schließungsantrags der FDP/DVP-Fraktion werde bereits Rechnung getragen.
Denn das Wirtschaftsministerium habe gemeinsam mit den Regierungsfraktionen
die Strategie „Handel 2030“ aufgelegt. Dort würden diese Themen abgearbeitet. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP äußert, er halte die Gegenfi-
nanzierung des Änderungsantrags der AfD-Fraktion für ein bisschen unseriös, da
auf Überschüsse verwiesen werde, die eigentlich erst Mitte nächsten Jahres
kassenwirksam würden.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD erwidert, die im Gesamthaushalt vorge -
sehene Schuldentilgung in Höhe von 500 Millionen € ziele auch auf die neuen
Steuerschätzungen ab. 

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE schließt sich im Wesentlichen den Aus-
führungen des Abgeordneten der Fraktion der CDU zum Änderungsantrag 07/8
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an und ergänzt, es gehe hier für den Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg um
ein relevantes Thema. 

Aus dem Änderungsantrag sei aber nicht ersichtlich, was zusätzlich zu dem, was
es ohnehin bereits gebe, noch hinzukommen solle. Zu berücksichtigen sei in
diesem Zusammenhang auch das neue Portfolio des Ministeriums für Wirtschaft,
Arbeit und Wohnungsbau. Bei den EFS-Mitteln habe es früher eine Aufspaltung
in berufsnahe und arbeitsmarktferne Bildung gegeben. Dies sei jetzt zusammen.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD unterstreicht, es sei offenbar die gängige
Antwort auf Anfragen der Opposition, darauf hinzuweisen, dass es für alles schon
Landes- oder Bundesprogramme gebe. An den speziellen Stellen werde dies je-
doch nicht gefunden. Er bitte daher um nähere Ausführungen.

Was den Verweis auf die europäischen Fonds betreffe, so müsse bedacht werden,
dass in der EU im Rahmen des Brexits strenge Haushaltsberatungen anstünden.
Es könne niemand vorhersagen, ob diese Fonds in Zukunft noch über die ent -
sprechenden Volumina verfügten. Sollte das, was gesagt worden sei, richtig sein,
was er nicht beurteilen könne, müsse zumindest auch über Vorkehrungen für die
Zukunft gesprochen werden.

Des Weiteren fragt er, ob in Titel 686 75 – Zuschüsse für laufende Maßnahmen –,
in dem es im weitesten Sinn um die berufliche Bildung gehe, der Zuschussbetrag
für 2018 im Vergleich mit dem Betrag für 2017 deshalb gesunken sei, weil beab-
sichtigt sei, im Bereich der beruflichen Bildung zu konsolidieren, oder ob es an-
dere Gründe gebe.

Die Abgeordnete der Fraktion der AfD teilt mit, im Änderungsantrag 07/20 gehe
es darum, das Thema Start-up schon früh zu fördern. Das Schaffen einer existenz-
gründerfreundlichen Stimmung in der Gesellschaft beginne bereits in den Schu -
len. So, wie die Kinder in den Schulen schon frühzeitig für Umweltthemen sen -
sibilisiert würden, sollten sie an das Thema Existenzgründung herangeführt wer-
den. Es sollte ein unternehmerfreundliches Klima geschaffen werden, sodass nie-
mand, den dies interessiere, Angst davor habe, ein Start-up-Unternehmen zu
gründen.

Eine Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP stellt klar, der Entschließungs -
antrag 07/5 sehe vor, in vier Modellkommunen konkrete Erfahrungen zum Thema
„Digitale Einkaufsstadt“ zu sammeln. Dieser Ansatz sei etwas anders gelagert als
der von dem Abgeordneten der Fraktion der CDU genannte, bei dem es mehr um
Workshops und Dialog gehe.

Sie bemerkt, ihres Erachtens könne auch von Bayern gelernt werden. Dort seien
bereits entsprechende Erfahrungen gesammelt worden. Baden-Württemberg könne
das Ganze analog aufbauen.

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau führt aus, die Strategie
„Handel 2030“ beschäftige sich gerade damit, die tatsächlichen Bedarfe in Baden-
Württemberg zu ermitteln. Dann sollten ähnlich wie beim Projekt „Handwerk
2025“ gemeinsam Maßnahmen in Abstimmung mit den Betroffenen auf den Weg
gebracht werden. Es gehe nicht darum, etwas überzustülpen. Das Ganze werde
gemeinsam mit den Akteuren vor Ort gestaltet.

Das Thema Weiterbildung sei ihr ein großes Anliegen, vor allem vor dem Hinter-
grund des Transformationsprozesses – Stichwort „Digitalisierung und Mobilität“.
Ihr Haus sei dabei gefordert und engagiere sich auch sehr. Beispielsweise sei das
Förderprogramm der Bundesagentur für Arbeit WeGebAu, hinter dem sich Maß-
nahmen zur Weiterbildung geringqualifizierter und älterer Arbeitnehmer verber-
gen würden, sehr üppig ausgestattet. Diese Mittel würden im Moment nicht voll -
umfänglich abgerufen. Als Verwalter der Steuergelder der Bürgerinnen und Bürg-
er müsse ihr Haus darauf achten, dass hier keine Doppelförderungen auf gebaut
würden. In diesem Bereich bestünden attraktive Angebote. Die Mittel reichten im
Moment aus. Sollte es weitere Bedarfe geben, werde ihr Haus ent sprechende
Maßnahmen einleiten. 

Auf Entscheidungen auf EU-Ebene müsse zu gegebener Zeit reagiert werden.

Ein Vertreter des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau ergänzt,
Titel 686 75 – Zuschüsse für laufende Maßnahmen – betreffe u. a. die Neustruk-
turierung des Übergangsbereichs Schule und Beruf. Dazu gehöre der Lehrgang
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„AV Dual“, mit dem Jugendliche mit Förderbedarf ausbildungsreif gemacht wür-
den. Unter Umständen schließe sich dann ein weiterer Programmpunkt – „BQ
Dual“ – an. In diesem weiteren Schritt werde den jungen Menschen garantiert,
dass sie eine Lehre machen könnten, auch wenn sie keinen Ausbildungsbetrieb
fänden. Die Lehre werde dann bei einem Bildungsträger durchgeführt.

Aufgrund der guten Ausbildungsmarktsituation müsse das Modul „BQ Dual“ im
Moment nicht gefahren werden. Die Jugendlichen, die ausbildungsreif seien, fän-
den in aller Regel einen Ausbildungsbetrieb. Dies erkläre den Rückgang des
Zuschussbetrags.

Dem Änderungsantrag 07/30 wird mehrheitlich zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 07/31 stimmt der Ausschuss einstimmig bei
einigen Enthaltungen zu.

Die Änderungsanträge 07/8, 07/9 und 07/21 werden jeweils mehr -
heitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 07/32 wird mehrheitlich zugestimmt.

Der Änderungsantrag 07/20 verfällt mehrheitlich der Ablehnung.

Dem Änderungsantrag 07/33 wird einstimmig bei einigen Enthal-
tungen zugestimmt.

Kapitel 0710 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Der Entschließungsantrag 07/5 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0711

Wohnungswesen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 07/10, 07/11, 07/6 und 07/7 mit zur
Beratung auf. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP verweist in Bezug auf die Ände -
rungsanträge 07/6 und 07/7 auf die zum Änderungsantrag 07/7 gegebene schrift -
liche Begründung.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD trägt die Begründung des Änderungs -
antrags 07/10 vor. 

In Bezug auf den Änderungsantrag 07/11 betont er unter Verweis auf die Antrags-
begründung, um den sozialen Wohnungsbau zu fördern, müsse das Land wesent -
lich mehr Geld in die Hand nehmen; denn nur so könnten die Mietpreise in den
baden-württembergischen Kommunen bezahlbar bleiben. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU macht darauf aufmerksam, dass im Än-
derungsantrag 07/10 ein Rechenfehler enthalten sei: Statt 250 000 € betrage die in
Titelgruppe 79 N – Landesentwicklungsgesellschaft – veranschlagte Summe für
das Haushaltsjahr 2018 300 000 €, und für 2019 betrage die Summe laut der
beantragten Ansätze nicht 40 Millionen €, sondern 35,5 Millionen €. 

Er erklärt zum Inhaltlichen, was das Begehren betreffe, eine gemeinnützige Lan-
desentwicklungsgesellschaft einzurichten, so sollte dies an anderer Stelle politisch
diskutiert werden. Seine Fraktion lehne den Änderungsantrag 07/10 ab. 

Ebenfalls abgelehnt werde der Änderungsantrag 07/11, da die in Titel 892 76 
– Zuschüsse für Mietwohnraum – bislang zur Verfügung gestellten Programm-
mittel nun erst sukzessive abflössen und sich dabei als ausreichend erwiesen. Der
eingeschlagene Weg werde fortgesetzt. 

Er macht deutlich, die Probleme bei der Schaffung neuen Mietwohnraums sowie
neuen selbstgenutzten Wohnraums müssten auf mehreren Ebenen angegangen
werden. Hierzu biete die Wohnraumallianz den geeigneten Rahmen. Es sei nun
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einmal nicht der richtige Weg, lediglich Mittel zur Verfügung zu stellen – die, wie
sich gezeigt habe, zum großen Teil nicht abgerufen würden, wenn wie in der ver-
gangenen Legislaturperiode die Beantragung mit hohem bürokratischen Aufwand
verbunden sei. 

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE bekräftigt, im Landeswohnraumför -
derungsprogramm seien genügend Mittel vorhanden. Bislang seien erst ca. die
Hälfte dieser Mittel abgerufen worden, wobei die Mittelabrufung den planerischen
Erwartungen gemäß erfolge.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD bittet um den aktuellen Sachstand zur
Frage der Mittelabrufung und weist hierzu auch auf die Stellungnahme der Lan-
desregierung zum Antrag Drucksache 16/2775 – Nachfrage des Landeswohn-
raumförderprogramms 2017 – hin. 

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau legt dar, zwischen An -
tragswert und Subventionsvolumen müsse unterschieden werden. Das Subven-
tionsvolumen, auf das sich der Betrag von 250 Millionen € beziehe, sei noch nicht
vollumfänglich abgerufen worden. Derzeit sei aufgrund der bereits eingereichten
Anträge davon auszugehen, dass diese Mittel bis zum Ende der Programmlaufzeit
Ende März 2018 ausreichten, um alle bis dahin eingehenden Anträge zu bedienen. 

Wie sie schon mehrfach betont habe, würden überdies sicherlich Mittel und Wege
gefunden, um bei einer möglichen Überzeichnung des Programms nachsteuern zu
können.

Der Änderungsantrag 07/10 wird mehrheitlich abgelehnt.

Der Vorsitzende weist darauf hin, der Änderungsantrag 07/11 gehe weiter als der
Änderungsantrag 07/6 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt.

Die Änderungsanträge 07/11, 07/6 und 07/7 verfallen jeweils
mehr heitlich der Ablehnung. 

Kapitel 0711 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0712

Städtebauliche Erneuerung und Denkmalpflege

Der Vorsitzende ruft die Anträge 07/34, 07/13 und 07/12 mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD fasst die Begründung des Änderungs -
antrags 07/12 zusammen. 

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE erklärt in Bezug auf den Änderungs -
antrag 07/13, ihre Fraktion halte die zu Titel 893 71 – Zuschüsse für Investitionen
an Sonstige – beantragte pauschale Mittelerhöhung für nicht schlüssig. Die Koali-
tionsfraktionen begehrten mit dem Änderungsantrag 07/34 hingegen erhöhte
Zuschüsse für Investitionen an Gemeinden und Gemeindeverbände, für Entgelte
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie für den Sachaufwand. 

Dem Änderungsantrag 07/34 wird bei einigen Enthaltungen ein-
stimmig zugestimmt. 

Die Änderungsanträge 07/13 und 07/12 lehnt der Ausschuss je -
weils mehrheitlich ab. 

Kapitel 0712 mit den beschlossenen Änderungen bei einigen Ent -
haltungen einstimmig genehmigt. 

Der Vorsitzende stellt fest, zu den Sanierungs- und Erhaltungsmaßnahmen, den
Zukunftsoffensiven III und IV sowie den Zukunftsinvestitionen für den Bereich
des Wirtschaftsministeriums bestünden keine Fragen. Die Behandlung des Einzel -
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plans 07 – Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau – sei damit
abgeschlossen, und er danke den Vertreterinnen und Vertretern des Ministeriums
für die Teilnahme an der Sitzung. 

06. 12. 2017 / 06. 12. 2017

Susanne Bay für die Bereiche Wohnungswesen, 
Wohngeld, Städtebau, Denkmal pflege

Andrea Lindlohr für den Bereich allgemeine Wirtschaftspolitik
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